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Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB) der 

brown-iposs GmbH 

Stand: 1. September 2020 

  

 brown-iposs GmbH 2020 

 
In diesen Allgemeinen Geschäftsbedingungen werden aus Gründen der sprachlichen Vereinfachung auf die Nennung der drei 
Geschlechter verzichtet, wo eine geschlechtsneutrale Formulierung nicht möglich war. In diesen Fällen beziehen die 
verwendeten männlichen Begriffe die weiblichen und diversen Formen ebenso mit ein. Die AGBs basieren teilweise auf der 
Vorlage der IHK Offenbach, die auf Nachfrage gerne zur Verfügung gestellt wird.  
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§ 1 Wirkungsbereich 

1. Diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen gelten ausschließlich gegenüber 
Unternehmern, juristischen Personen des öffentlichen Rechts oder öffentlich-
rechtlichen Sondervermögen im Sinne von § 310 Absatz 1 BGB. Entgegenstehende 
oder von unseren Allgemeinen Geschäftsbedingungen abweichende Bedingungen des 
Bestellers erkennen wir nur an, wenn wir ausdrücklich schriftlich der Geltung 
zustimmen.  

2. Diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen gelten auch für alle zukünftigen Geschäfte 
mit dem Besteller, soweit es sich um Rechtsgeschäfte verwandter Art handelt. 

3. Im Einzelfall getroffene, individuelle Vereinbarungen mit dem Käufer (einschließlich 
Nebenabreden, Ergänzungen und Änderungen) haben in jedem Fall Vorrang vor diesen 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen. Für den Inhalt derartiger Vereinbarungen ist, 
vorbehaltlich des Gegenbeweises, ein schriftlicher Vertrag bzw. unsere schriftliche 
Bestätigung maßgebend. 

§ 2 Auftragserteilung, Leistung 

1. Sofern eine Bestellung als Angebot gemäß § 145 BGB anzusehen ist, können wir 
diese innerhalb von zwei Wochen annehmen. 

2. Grundlage der Geschäftsbeziehung ist der jeweilige schriftliche Auftrag des Bestellers 
an uns, in dem der Leistungsumfang sowie die Vergütung festgehalten werden. 

3. Der Besteller kann uns Aufträge per Post, per Fax oder per E-Mail erteilen. Ebenso 
nehmen wir formlose Aufträge entgegen. Der Besteller erhält nach Auftragseingang 
eine schriftliche Auftragsbestätigung (E-Mail, Brief, Fax). Mit dieser 
Auftragsbestätigung gilt der Auftrag als angenommen. Diese Auftragsbestätigung ist 
maßgeblich für den Liefertermin. 

4. Bei besonderem Bedarf ziehen wir externe Berater hinzu, die wir durch langjährige 
Zusammenarbeit kennen. Die Geschäftsbeziehung besteht in diesen Fällen weiterhin 
zwischen uns und dem Besteller, sofern nichts anderes vereinbart wurde. 

5. Aktualisierungen und Änderungen von Angeboten und Aufträgen werden von beiden 
Parteien schriftlich festgelegt und als Zusatzvereinbarung Bestandteil der 
Vertragsbeziehung zwischen uns und dem Besteller. 

6. Unterlagen, z.B. Abbildungen, Zeichnungen,  Gewichtsangaben, Leistungsangaben  in  
Prospekten,  Kostenvoranschläge und  Datenblätter  etc. enthalten  keine  Garantien  
im  Sinne  des  §  443  BGB  (Bürgerliches Gesetzbuch),  sondern  
Leistungsbeschreibungen. Abweichungen, die durch eingetretenen Fortschritt 
begründet und gerechtfertigt sind, behalten wir uns auch nach Bestätigung des 
Auftrags vor. 

7. An allen in Zusammenhang mit der Auftragserteilung dem Besteller überlassenen 
Unterlagen – auch in elektronischer Form –, wie z. B. Kalkulationen, Zeichnungen 
etc., behalten wir uns Eigentums- und Urheberrechte vor. Diese Unterlagen dürfen 
Dritten nicht zugänglich gemacht werden, es sei denn, wir erteilen dazu dem 
Besteller unsere ausdrückliche schriftliche Zustimmung. Soweit wir das Angebot des 
Bestellers nicht innerhalb der Frist von § 2 annehmen, sind diese Unterlagen uns 
unverzüglich zurückzusenden bzw. wirksam zu vernichten.  

§ 3 Zahlung, Fälligkeit 

1. Unser Anspruch auf Zahlung des Preises entsteht für jede einzelne Leistung, sobald 
diese von uns erbracht wurde. Alle Leistungen von uns, die nicht ausdrücklich als im 
Preis vereinbart ausgewiesen werden, sind Nebenleistungen, die gesondert entlohnt 
werden.  

2. Sobald die Rechnung dem Besteller zugeht, ist der Preis zur Zahlung fällig. 
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3. Der Klient kommt auch ohne eine Mahnung unsererseits in Verzug, wenn er die 
Zahlung nicht innerhalb von 30 Tagen nach Fälligkeit und Zugang der Rechnung 
vornimmt. In diesem Fall sind wir berechtigt, Verzugszinsen in Höhe des gesetzlichen 
Zinssatzes zu fordern. 

4. Zur Aufrechnung und Zurückhaltung gleichartiger Forderungen ist der Besteller nur 
berechtigt, wenn sie rechtskräftig festgestellt und unbestritten sind. Für 
ungleichartige Forderungen ist ein Zurückbehaltungsrecht auf Forderungen aus 
demselben Vertragsverhältnis beschränkt. 

§ 4 Lieferfristen, Termine 

1. Lieferfristen können nur Richtzeiten bzw. voraussichtliche Termine sein, die nach 
bestem Wissen und Gewissen angegeben werden.  

2. Die Nichteinhaltung eines Termins berechtigt den Klienten erst dann zur 
Geltendmachung der ihm gesetzlich zustehenden Rechte, wenn er uns eine 
angemessene Nachfrist gesetzt hat. 

3. Der Beginn der von uns angegebenen Lieferzeit setzt die rechtzeitige und 
ordnungsgemäße Erfüllung der Verpflichtungen des Bestellers voraus. Die Einrede des 
nicht erfüllten Vertrages bleibt vorbehalten. 

4. Soweit sich die Lieferungen und/oder Leistungen aus Gründen verzögern,  die  der  
Besteller zu vertreten hat, gelten die Fristen bei Meldung der Liefer-und 
Leistungsbereitschaft innerhalb der vereinbarten Fristen als eingehalten. 

5. Ist die Nichteinhaltung der Fristen für Lieferungen und/oder Leistungen auf höhere 
Gewalt, z.B. Mobilmachung, Krieg, Aufruhr oder auf ähnliche Ereignisse, z.B. Streik, 
Aussperrung, Lock-down oder auf den Eintritt anderer unvorhersehbarer Hindernisse 
zurückzuführen, so verlängern sich die Fristen entsprechend, zuzüglich einer 
angemessenen Wiederanlauffrist. Zu Fällen höherer Gewalt gehören auch alle 
hoheitlichen Verfügungen, wie das Nichterteilen  einer notwendigen behördlichen 
Genehmigung trotz ordnungsgemäßer  Antragstellung oder  die  Verhängung  eines  
Embargos,  Transportbeschränkungen und Beschränkungen des Energieverbrauchs, 
aber auch allgemeiner Mangel an Rohstoffen und Versorgungsgütern, sowie sonstige 
Gründe wie die Nicht- oder Spätbelieferung durch Lieferanten, die wir nicht zu 
vertreten haben. Hält ein Fall höherer Gewalt länger als sechs (6) Monate an, steht 
jeder Partei das Recht zu, vom Vertrag zurückzutreten. 

6. Kommt der Besteller in Annahmeverzug oder verletzt er schuldhaft sonstige 
Mitwirkungspflichten, so sind wir berechtigt, den uns insoweit entstehenden Schaden, 
einschließlich etwaiger Mehraufwendungen ersetzt zu verlangen. Weitergehende 
Ansprüche bleiben vorbehalten. Sofern vorstehende Voraussetzungen vorliegen, geht 
die Gefahr eines zufälligen Untergangs oder einer zufälligen Verschlechterung der 
Kaufsache in dem Zeitpunkt auf den Besteller über, in dem dieser in Annahme- oder 
Schuldnerverzug geraten ist. 

7. Weitere gesetzliche Ansprüche und Rechte des Bestellers wegen eines Lieferverzuges 
bleiben unberührt. 

§ 5 Eigentumsvorbehalt 

1. Wir behalten uns das Eigentum an der gelieferten Sache bis zur vollständigen Zahlung 
sämtlicher Forderungen aus dem Liefervertrag vor. Dies gilt auch für alle zukünftigen 
Lieferungen, auch wenn wir uns nicht stets ausdrücklich hierauf berufen. Wir sind 
berechtigt, die Kaufsache zurückzunehmen, wenn der Besteller sich vertragswidrig 
verhält. 

2. Der Besteller ist verpflichtet, solange das Eigentum noch nicht auf ihn übergegangen 
ist, jede Kauf- oder Mietsache pfleglich zu behandeln. Insbesondere ist er verpflichtet, 
diese auf eigene Kosten gegen Diebstahl-, Feuer- und Wasserschäden ausreichend 
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zum Neuwert zu versichern (Hinweis: nur zulässig bei Verkauf hochwertiger Güter). 
Müssen Wartungs- und Inspektionsarbeiten durchgeführt werden, hat der Besteller 
diese auf eigene Kosten rechtzeitig auszuführen. Solange das Eigentum noch nicht 
übergegangen ist, hat uns der Besteller unverzüglich schriftlich zu benachrichtigen, 
wenn der gelieferte Gegenstand gepfändet oder sonstigen Eingriffen Dritter ausgesetzt 
ist. Soweit der Dritte nicht in der Lage ist, uns die gerichtlichen und außergerichtlichen 
Kosten einer Klage gemäß § 771 ZPO zu erstatten, haftet der Besteller für den uns 
entstandenen Ausfall.  

§ 6 Mitwirkungspflicht und Verschwiegenheitsklausel 

1. Der Besteller stellt uns alle für die Durchführung des Auftrages erforderlichen 
Unterlagen, Informationen und Materialien zur Verfügung. 

2. Wir sind verpflichtet, über alle uns im Rahmen der Beratungstätigkeit bekannt 
gewordenen betrieblichen, geschäftlichen und privaten Angelegenheiten 
Stillschweigen zu bewahren. Diese Verpflichtung zur Verschwiegenheit gilt im 
gleichen Maße für unsere Erfüllungsgehilfen. Die Schweigepflicht gilt auch nach 
Beendigung des Vertrages und kann nur durch den Besteller selbst schriftlich 
aufgehoben werden. Darüber hinaus sind wir verpflichtet, die zum Zwecke der 
Beratungstätigkeit überlassenen Unterlagen sorgfältig zu verwahren und gegen 
Einsichtnahme Dritter zu schützen. Es werden keine vom Besteller an uns 
übergebene Unterlagen, Dokumente, o.ä. an den Besteller zurückgesendet. 

§ 7 Software 

1. Dem Besteller wird von uns das nicht ausschließliche Recht eingeräumt, die 
vertragsgegenständlichen Computerprogramme und die dazugehörige 
Dokumentation (Computerprogramme und dazugehörige Dokumentation gemeinsam 
„Software“) ausschließlich für den Betrieb der dafür vorgesehenen oder 
mitgelieferten Hardware zu nutzen. Das Nutzungsrecht ist auf den vereinbarten 
Zeitraum begrenzt, in Ermangelung einer solchen Vereinbarung ist das Nutzungsrecht 
zeitlich unbefristet. Das Nutzungsrecht an der Software umfasst insbesondere weder 
das Recht zur Übersetzung, Vermietung, Verleihung, Unterlizenzierung, noch das 
Recht zur Verbreitung, öffentlichen Wiedergabe und Online-Zur-Verfügung-Stellung 
an Dritte außerhalb des Unternehmens/der Organisation des Bestellers. Ferner 
umfasst das Nutzungsrecht nicht das Recht zur Vervielfältigung, soweit diese nicht 
für den Betrieb der dafür vorgesehenen oder mitgelieferten Hardware oder zur 
Anfertigung einer Sicherheitskopie erforderlich ist. Vorbehaltlich anderslautender 
zwingender gesetzlicher oder schriftlicher vertraglicher Regelungen ist der Besteller 
nicht befugt, die Software ganz oder teilweise zu bearbeiten, zu dekompilieren, zu 
disassemblieren oder anderweitig zur Erlangung des Quellcodes zurück zu 
entwickeln. 

2. Dem Besteller wird von uns das –bei Vorliegen eines wichtigen Grundes widerrufliche 
–Recht eingeräumt, das dem Besteller eingeräumte Nutzungsrecht an der Software 
auf Dritte zu übertragen. Der Besteller darf das Nutzungsrecht an der Software 
jedoch nur zusammen mit der Hardware, die er zusammen mit der Software von uns 
erworben hat oder für die die Software von brown-iposs vorgesehen ist, auf Dritte 
übertragen. In diesem Falle wird der Besteller dem Dritten die vorstehenden 
Verpflichtungen und Beschränkungen auferlegen.  

3. Die Überlassung der Software erfolgt ausschließlich in maschinenlesbarer Form 
(object code) und ohne Quellcode (source code) und Quellcodedokumentation. 

4. Alle sonstigen Rechte an der Software verbleiben bei brown-iposs. 
5. Soweit dem Besteller Software überlassen wird, für die wir nur ein abgeleitetes 

Nutzungsrecht besitzen und die keine Open Source Software ist (Fremdsoftware), 
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gelten zusätzlich und vorrangig vor den Bestimmungen dieses Abschnittes, auch für 
das Verhältnis zwischen uns und dem Besteller, die zwischen uns und ihrem 
Lizenzgeber vereinbarten Nutzungsbedingungen. Falls und soweit dem Besteller 
Open Source Software überlassen wird, gelten vorrangig vor den Bestimmungen 
dieses Abschnittes die Nutzungsbedingungen, denen die Open Source Software 
unterliegt. Auf Verlangen überlassen wir dem Besteller den Quellcode, soweit diese 
Nutzungsbedingungen für die Open Source Software eine Herausgabe des 
Quellcodes verlangen. An geeigneter Stelle wird von uns auf das Vorhandensein und 
die Nutzungsbedingungen überlassener Fremdsoftware einschließlich Open Source 
Software hingewiesen sowie die Nutzungsbedingungen zugänglich gemacht. 

§ 8 Haftungsbeschränkung 

1. Wir übernehmen keine Haftung für jegliche Schäden, die durch höhere Gewalt (z.B. 
Stromausfälle, Naturereignisse oder Verkehrsstörungen), Netzwerk- und Serverfehler, 
Leitungs- und Übertragungsstörungen, Viren oder Störung des Postweges entstanden 
sind. Für die endgültige Überprüfung sämtlicher übertragener bzw. versandter Daten 
ist der Besteller verantwortlich. 

2. Wir übernehmen auch keine Haftung für Schäden an Hard- und Software des 
Bestellers, die durch die unwissentliche Übersendung von Dokumenten per E-Mail 
verursacht werden, die von einem Virus o.ä. infiziert worden sind. 

3. Wir sind verpflichtet, die uns übertragenen Arbeiten mit fachlicher und 
kaufmännischer Sorgfalt nach bestem Wissen durchzuführen. Dennoch haften wir 
nicht für den Fall, dass der Erfolg einer von uns vorgeschlagenen Maßnahme hinter 
den Erwartungen des Bestellers zurückbleibt. 

4. Wir haften nicht für Schäden und Folgeschäden, soweit der Besteller selbst oder 
Dritte die uns überlassenen Materialien, Dokumente oder Informationen verändert 
oder verfälscht haben. 

5. Unsere Haftung beschränkt sich auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit sowie auf die 
Verletzung von Kardinalpflichten. 

§ 9 Gewährleistung und Mängelrüge 

1. Gewährleistungsrechte des Bestellers setzen voraus, dass dieser seinen nach § 377 
HGB geschuldeten Untersuchungs- und Rügeobliegenheiten ordnungsgemäß 
nachgekommen ist.  

2. Bei Erbringung einer Dienstleistung gilt der Auftrag als endgültig abgewickelt , wenn 
uns der Besteller nicht innerhalb von 14 Tagen nach Abwicklung des Auftrags etwaige 
objektiv vorhandene, schwerwiegende Mängel meldet. Sollte der Klient eine 
Dienstleistung komplett in Frage stellen, muss diese Bemängelung durch ein von einem 
Dritten erstelltes, seriöses Gegengutachten untermauert werden 

3. Bei der Lieferung von Waren verjähren Mängelansprüche in 12 Monaten nach erfolgter 
Ablieferung bei unserem Besteller. Für Schadensersatzansprüche bei Vorsatz und 
grober Fahrlässigkeit sowie bei Verletzung von Leben, Körper und Gesundheit, die auf 
einer vorsätzlichen oder fahrlässigen Pflichtverletzung des Verwenders beruhen, gilt 
die gesetzliche Verjährungsfrist.  

4. Sollte trotz aller aufgewendeter Sorgfalt die gelieferte Ware einen Mangel aufweisen, 
der bereits zum Zeitpunkt des Gefahrübergangs vorlag, so werden wir die Ware, 
vorbehaltlich fristgerechter Mängelrüge nach unserer Wahl nachbessern oder 
Ersatzware liefern. Es ist uns sowohl bei Dienstleistungen wie bei der Lieferung von 
Waren stets Gelegenheit zur Nacherfüllung innerhalb angemessener Frist zu geben. 
Rückgriffsansprüche bleiben von vorstehender Regelung ohne Einschränkung 
unberührt. 
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5. Schlägt die Nacherfüllung fehl, kann der Besteller – unbeschadet etwaiger 
Schadensersatzansprüche – vom Vertrag zurücktreten oder die Vergütung mindern. 

6. Mängelansprüche bestehen nicht bei nur unerheblicher Abweichung von der 
vereinbarten Beschaffenheit, bei nur unerheblicher Beeinträchtigung der 
Brauchbarkeit, bei natürlicher Abnutzung oder Verschleiß wie bei Schäden, die nach 
dem Gefahrübergang infolge fehlerhafter oder nachlässiger Behandlung, übermäßiger 
Beanspruchung, ungeeigneter Betriebsmittel oder aufgrund besonderer äußerer 
Einflüsse entstehen, die nach dem Vertrag nicht vorausgesetzt sind. Werden vom 
Besteller oder Dritten unsachgemäß Instandsetzungsarbeiten oder Änderungen 
vorgenommen, so bestehen für diese und die daraus entstehenden Folgen ebenfalls 
keine Mängelansprüche.  

7. Als Sachmangel einer von uns bereitgestellten Software gelten nur vom Besteller 
nachgewiesene und reproduzierbare Abweichungen von den Spezifikationen. Ein 
Sachmangel liegt jedoch nicht vor, wenn er in der dem Besteller zuletzt überlassenen 
Version der Software nicht auftritt und deren Verwendung für den Besteller zumutbar 
ist. Ferner bestehen keine Sachmängelansprüche des Betellers, wenn der Sachmangel 
auf einem der folgenden Umstände beruht: 
a) Inkompatibilität der Software mit der vom Besteller verwendeten  
Datenverarbeitungsumgebung,  b)  Benutzung der Software zusammen mit von  
Dritten gelieferter Software, sofern dies nicht in unserer  Dokumentation ausdrücklich 
vorgesehen oder anderweitig von uns schriftlich gestattet wird; ci) unsachgemäße 
Pflege der Software durch den Besteller oder Dritte. 

8. Die Ermittlung des Zusammenhangs zwischen den ausgegebenen Werten eines 
Messgerätes oder einer Messeinrichtung und den zugehörigen, durch Normale 
festgelegten Werten einer Messgröße unter vorgegebenen Bedingungen ist der 
Gegenstand der Kalibrierung. Der Umfang der Messungen wird durch die technischen 
Daten bzw. der zugehörigen Produktbeschreibung bestimmt. Je nach Beauftragung 
werden festgestellte Messwerte in einem Ergebnisbericht dokumentiert und für den 
Zeitpunkt der Prüfung als richtig festgestellt. Der Besteller hat das Recht, sich zum 
Zeitpunkt der Kalibrierung von der ordnungsgemäßen Durchführung in unseren 
Geschäftsräumen zu überzeugen. Darüber hinausgehende Mängelansprüche kann der 
Besteller nicht geltend machen. 

9. Ansprüche des Bestellers wegen der zum Zweck der Nacherfüllung erforderlichen 
Aufwendungen, insbesondere Transport-, Wege-, Arbeits- und Materialkosten, sind 
ausgeschlossen, soweit die Aufwendungen sich erhöhen, weil die von uns gelieferte 
Ware nachträglich an einen anderen Ort als die Niederlassung des Bestellers verbracht 
worden ist, es sei denn, die Verbringung entspricht ihrem bestimmungsgemäßen 
Gebrauch.  

10. Rückgriffsansprüche des Bestellers gegen uns bestehen nur insoweit, als der 
Besteller mit seinem Abnehmer keine über die gesetzlich zwingenden 
Mängelansprüche hinausgehenden Vereinbarungen getroffen hat. Für den Umfang 
des Rückgriffsanspruches des Bestellers gegen den Lieferer gilt ferner der vorherige 
Absatz entsprechend. 

§ 10 Veröffentlichungen und Referenzen 

1. Uns ist es grundsätzlich erlaubt, Ergebnisse aus den durchgeführten Projekten zu 
veröffentlichen, sofern sie keiner Geheimhaltung unterliegen. Geheim zu haltende 
Daten und Dokumente sind vom Besteller eindeutig als solche zu kennzeichnen. Der 
Besteller ist grundsätzlich vorab über Inhalt und Form von Veröffentlichungen zu 
benachrichtigen.  

2. Wir sind berechtigt, die durchgeführten Projekte, inklusive des Namens des 
Auftragsgebers, in einer Referenzliste darzustellen. Der Besteller kann der Nennung 
der für ihn durchgeführten Projekte jederzeit schriftlich widersprechen.   
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§ 11 Salvatorische Klausel 

Sollte eine Bestimmung dieser Allgemeinen Geschäftsbedingungen unwirksam sein oder 
werden, so werden die übrigen Bestimmungen hiervon nicht berührt. Anstelle der 
unwirksamen Bestimmung soll eine Regelung treten, die im Rahmen des rechtlich Zulässigen 
dem Willen und Interesse beider Parteien am nächsten kommt. 

§ 12 Anzuwendendes Recht 

Die gesamten Rechtsbeziehungen der Parteien unterliegen dem Recht der Bundesrepublik 
Deutschland unter Ausschluss des UN-Kaufrechts (CISG). 

§ 13 Erfüllungsort und Gerichtsstand 

1. Erfüllungsort ist der Sitz der brown-iposs GmbH in Bonn. 
2. Als Gerichtsstand für alle sich mittelbar oder unmittelbar zwischen uns und dem 

Klienten ergebenden Streitigkeiten wird das für unseren Sitz örtlich zuständige 
Gericht in Bonn vereinbart. 
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